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BFD – Info Oktober 2021  

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Einsatzstellen, 
 
heute erhalten Sie folgende aktuelle Informationen rund um den Bundesfreiwilligendienst: 
 

(1) Einschätzung zur Impfung als Voraussetzung eines FWD 
(2) Pilotprojekt „Teilhabe von Menschen mit Behinderung  

am BFD - FSJ – FÖJ“ 
(3) Verlängerung der Online-Seminare  

(4) Info: Neue Formulare im BFD 
 
 

 

(1) Einschätzung zur Impfung als Voraussetzung eines FWD 
(Stand 01.10.2021, Quelle: Zitat Abteilung Soziale Arbeit  
des Paritätischen Gesamtverbandes) 
 
„Die Bundesvereinigung Kulturelle Kinder- und Jugendbildung (BKJ) hat kürzlich 
eine Rückmeldung vom BMFSFJ zur Frage des Umgangs mit Impfung und Tes-
tung in den FWD erhalten. Nach Aussage des BMFSFJ gab es hierzu eine Ab-
stimmung des BMFSFJ mit dem Bundesministerium für Gesundheit (BMG) sowie 
dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS).  

  
Die rechtlichen Regelungen sind dynamisch, so dass die Ausführungen nur die aktuellen, bundes-
rechtlichen Regelungen abbilden können. Bitte beachten Sie zusätzlich das jeweils aktuelle Landes- 
und Bundesrecht. 
 
 1. Keine generelle Impfpflicht  
Derzeit besteht eine Impfpflicht für Freiwillige* nur in Bezug auf das Masernschutzgesetz in so ge-
nannten Gemeinschaftseinrichtungen (z. B. Schule, Kita, Hort, Ausbildungseinrichtungen, Gemein-
schaftsunterkünften für Geflüchtete). Hier ist ein Immunitätsnachweis (geimpft, genesen) verpflichtend 
und vor Beginn des Freiwilligendienstes in der Einsatzstelle zur Einsichtnahme vorzulegen; In Kitas 
und Schulen gilt die Regelung nicht nur für die Beschäftigten, sondern auch für die Kin-
der/Jugendlichen.  
 
Eine vergleichbare Impfpflicht mit Bezug zum Corona-Virus besteht bislang weder für Freiwil-
lige* noch für Beschäftigte.  
 
2. Impf- und Serostatus in Bezug auf die Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) in bestimm-
ten Einrichtungen während der epidemischen Lage von nationaler Tragweite  
Mit dem Mitte September 2021 in Kraft getretenen neuen § 36 Abs. 3 Infektionsschutzgesetz (IfSG) 
dürfen bestimmte Einrichtungen nach dem Impf- und Serostatus der Freiwilligen fragen und diese 
Daten verarbeiten, um über die Begründung eines Freiwilligendienst-Verhältnisses oder über die Art 
und Weise des Freiwilligendienstes zu entscheiden, solange der Deutsche Bundestag nach § 5 Abs. 
1 Satz 1 IfSG eine epidemische Lage von nationaler Tragweite festgestellt hat und soweit dies zur 
Verhinderung der Verbreitung der Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) erforderlich ist. Diese 
bestimmten Einrichtungen sind:  
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Kindertageseinrichtungen und Kinderhorte,  

Schulen und sonstige Ausbildungseinrichtungen,  

Heime,  

Ferienlager  

 nicht unter § 23 Abs. 5 Satz 1 IfSG fallende voll- oder teilstationäre Einrichtungen zur Betreu-
ung und Unterbringung älterer, behinderter oder pflegebedürftiger Menschen oder vergleich-
bare Einrichtungen,  

 Obdachlosenunterkünfte,  

 Einrichtungen zur gemeinschaftlichen Unterbringung von Asylbewerbern, vollziehbar Ausrei-
sepflichtigen, Flüchtlingen und Spätaussiedlern,  

 sonstige Massenunterkünfte,  

 Justizvollzugsanstalten,  

 nicht unter § 23 Abs. 5 Satz 1 IfSG fallende ambulante Pflegedienste und Unternehmen, die 
den o.g. Einrichtungen unter dem 5. Punkt vergleichbare Dienstleistungen anbieten; Angebote 
zur Unterstützung im Alltag im Sinne von  

 § 45a Abs. 1 Satz 2 des SGB XI zählen nicht zu den Dienstleistungen, die mit o.g. Angeboten 
in Einrichtungen nach Punkt 5 vergleichbar sind.  

 Einrichtungen und Unternehmen, bei denen die Möglichkeit besteht, dass durch Tätigkeiten 
am Menschen durch Blut Krankheitserreger übertragen werden,  

 nach § 43 Absatz 1 des SGB VIII erlaubnispflichtige Kindertagespflege.  
 
Für Freiwillige im BFD gelten dieselben Regelungen, die auch für die hauptamtlich Beschäftigten gel-
ten.  
 
3. Impf- und Serostatus in Bezug auf die Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) in den ande-
ren Einrichtungen oder außerhalb der epidemischen Lage von nationaler Tragweite  
Einsatzstellen und Träger können erwarten, dass Freiwillige* ebenso wie Mitarbeiter*innen die Hygie-
neverordnung und landesrechtlich vorgegebene 3G -Regelungen einhalten (Nachweis der Nichtge-
fährdung anderer durch Test, Impfnachweis, Genesungsbescheinigung). Auch können Einsatzstellen 
mit Verweis auf die Tätigkeitsbereiche der Freiwilligen* darauf hinweisen, dass sie es z.B. aus Für-
sorgeaspekten ihrem Klientel (Risikogruppen, junge Menschen, häufig wechselnde Gruppen etwa im 
offenen oder Veranstaltungsbetrieb) gegenüber vorziehen, dass vorrangig geimpfte und/oder gene-
sene Freiwillige* im FWD in ihrem Hause zum Einsatz kommen. Ungeimpfte Personen, die zu regel-
mäßigen Testnachweisen bereit sind, pauschal und für jegliche Tätigkeiten auszuschließen, ist nicht 
zulässig.  
Unseres Erachtens ist, wenn ein 3G-Nachweis durch landesrechtliche Regelungen (§§ 28, 28a, 
32 IfSG) verlangt wird, eine solche Prüfung durch den Arbeitgeber oder in diesem Falle durch 
die Einsatzstelle zulässig.  
 
4. Datenschutz  
Zu beachten ist, dass es sich beim Impfstatus einer*s Freiwilligen um Gesundheitsdaten nach Art. 4 
Nr. 15 Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) handelt, die besondere Kategorien personenbezo-
gener Daten darstellen. Die Verarbeitung sensibler Gesundheitsdaten ist abweichend von Art. 9 Abs. 
1 DSGVO möglich, wenn ein datenschutzrechtlicher Erlaubnistatbestand nach Art. 9 Abs. 2 DSGVO 
vorliegt.  
In Einrichtungen nach § 23 Abs. 3 IfSG (wie z. B. Krankenhäuser oder Arztpraxen) kann der Arbeit-
geber nach § 23a Satz 1 IfSG personenbezogene Daten eines Beschäftigten über dessen Impf- und 
Serostatus verarbeiten, um über die Begründung eines Beschäftigungsverhältnisses oder über die Art 
und Weise einer Beschäftigung zu entscheiden, soweit dies zur Erfüllung von Verpflichtungen aus § 
23 Abs 3 IfSG (z.B. die Verhütung von nosokomialen Infektionen und die Vermeidung der Weiterver-
breitung von Krankheitserregern) in Bezug auf übertragbare Krankheiten erforderlich ist.  
Außerhalb von Einrichtungen nach § 23 Abs.3 IfSG richtet sich die datenschutzrechtliche Befugnis 
des Arbeitgebers, personenbezogene Daten eines Beschäftigten über dessen Impf- und Serostatus 
zu verarbeiten, nach den Bestimmungen des allgemeinen Datenschutzrechts. Nach § 26 Abs. 3 Bun-
desdatenschutzgesetz (BDSG) muss die Datenverarbeitung zur Ausübung von Rechten oder zur Er-
füllung rechtlicher Pflichten aus dem Arbeitsrecht, dem Recht der sozialen Sicherheit und des Sozial-
schutzes erforderlich sein und es dürfte kein Grund zu der Annahme bestehen, dass das schutzwür-
dige Interesse der betroffenen Person an dem Ausschluss der Verarbeitung überwiegt. Es kommt 
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somit auf eine Prüfung im Einzelfall an. Im Rahmen der Prüfung der datenschutzrechtlichen Erfor-
derlichkeit ist neben anderen Aspekten u.a. zu berücksichtigen, ob das Risiko einer Übertragung be-
sonders groß und die Folgen besonders schwerwiegend sind. (Eine Einzelfallprüfung ist auch im Hin-
blick auf die Frage, ob der Erlaubnistatbestand einer freiwilligen und ausdrücklichen Einwilligung nach 
§ 26 Abs. 3 Satz 2 i.V.m. Abs. 2 BDSG angenommen werden kann, vorzunehmen.)  
Freiwillige*, die einen Dienst nach dem Jugendfreiwilligendienstgesetz oder dem Bundesfreiwilligen-
gesetz leisten, gelten nach § 26 Abs. 8 Nr. 5 BDSG als Beschäftigte im Sinne dieses Gesetzes. Dar-
aus folgt, dass die Regelungen zum Beschäftigtendatenschutz Anwendung finden.  
Eine generelle datenschutzrechtliche Zulässigkeit und grundsätzliche Notwendigkeit den Impfstatus 
von Interessent*innen zu erfassen, besteht somit nicht. Wir würden auch hier mit dem Hinweis arbei-
ten, dass „Freiwillige* in ihrem FWD in der Regel mit vielen unterschiedlichen Menschen und Perso-
nengruppen interagieren. Wir empfehlen daher allen Interessent*innen, soweit möglich, sich impfen 
zu lassen. Verpflichtend ist die Bereitschaft sich bei nicht vorhandener Impfung regelmäßigen Tests 
zu unterziehen.  
Trägerseitig ergibt sich die Notwendigkeit einer Abfrage mit Blick auf die Bildungstage. Hier gelten 
insbesondere landesrechtliche Regelungen, die aktuell in der Regel auf die 3G-Regelung abstellen.  
 
Einschätzung zum Umgang mit Testverweiger*innen  
Freiwillige*, die von sich aus überhaupt nicht bereit sind, sich zu testen, können unseres Er-
achtens keinen Freiwilligendienst leisten. Insbesondere in Bezug auf die angestrebten Bildungsta-
ge in Präsenz müssen die Freiwilligen* vorab darüber Kenntnis haben, dass diese Angebote in Grup-
pen mit anderen Freiwilligen* stattfinden und die Teilnahme verpflichtend ist. Neben der Einhaltung 
der Hygieneregeln ist bei diesen Veranstaltungen, die in der Regel in geschlossenen Räumen statt-
finden, ein Nachweis der Nichtgefährdung anderer Personen die Voraussetzung zur Teilnahme. Kann 
eine Freiwillige* diesen Nachweis nicht erbringen, kann er*sie nicht teilnehmen und ist demzufolge 
nicht in der Lage, die von sich aus eingegangene vertragliche Vereinbarung zu erfüllen.  
Der Träger ist unseres Erachtens nicht dazu verpflichtet, für Personen, die von sich aus den zur Se-
minarteilnahme erforderlichen Nachweis nicht erbringen wollen, alternativ digitale oder individuelle 
Bildungsformate anzubieten.  
Sollten Freiwillige* von sich aus nicht bereit sein, sich für die Ausübung des Freiwilligendienstes (Prä-
senztätigkeit in der EST, Präsenzteilnahme an Bildungstagen) zu testen, ist der Träger unseres Er-
achtens als Vertragspartei  
aufgrund der pandemischen Lage zur Kündigung berechtigt, wenn nicht sogar angehalten.“ 
 

 

(2) Pilotprojekt „Teilhabe von Menschen mit Behinderung am BFD - FSJ – FÖJ“ 
 
Ziel des Pilotprojektes ist es, Menschen mit Behinderung (noch) besser in die verschiedenen Freiwil-
ligendienstformate einzubeziehen. 
 
Ab sofort - 01.10.2021 – besteht nun die Möglichkeit hierfür eine zusätzliche Förderung von bis zu 
650,00 € pro Person und Einsatzmonat zu erhalten. 
 
Das Pilotprojekt hat einen geplanten Erprobungszeitraum von 3 Jahren.  
 
Durch die zusätzlichen Fördermittel des Bundes sollen Sie als Einsatzstelle die Möglichkeit erhalten, 
Maßnahmen zu ergreifen, die eine gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit Behinderungen in 
einem Freiwilligendienst ermöglicht. 
Die konkreten Fördervorausstzungen können Sie dem anhängenden Förderregularium entnehmen. 
Eine Antragstellung erfolgt wie gewohnt über uns als Ihren zuständigen Träger im Bundesfreiwilligen-
dienst. 
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(3) Verlängerung der Online-Seminare  
 
In Absprache mit unserem Kooperationspartner, dem Paritätischen Bil-
dungswerk Bundesverband e. V.,  haben wir beschlossen, die verpflichten-
den Bildungstage weiterhin bis einschließlich 18.04.2021  als Online-
Seminare stattfinden zu lassen. 
 
Hintergrund dieser Entscheidung sind die Unsicherheiten bezüglich der 2G / 
3G Regelungen in den verschiedenen Seminarhäusern, dem Umgang mit 
ungeimpften Freiwilligen, den unterschiedlichen Hygienekonzepten, der 
unklaren Verantwortungsbereiche sowie dem nicht abzusehenden weiteren 
Pandemieverlauf.  

 
Seien Sie sich sicher, auch wir freuen uns auf ein „echtes/persönliches“ Wiedersehen mit Ihren Frei-
willigen. 
 
Die Seminartermine bleiben unverändert. 
Die Seminareinladung erfolgt per Post. 
Den Zugangslink für das jeweilige Seminar erhalten die FW spätestens 4 Tage vor Seminarbeginn 
per E-Mail durch unseren Kooperationspartner das Paritätische Bildungswerk e. V. 
Bitte denken Sie daran uns zu informieren, wenn sich die E-Mail-Adresse Ihrer FW geändert hat. 
 
 
 
 

(4) Info: Neue Formulare im BFD  
 
Bitte nutzen Sie ab sofort diese neuen Formulare, wel-
che Sie auf unsere Homepage im Bereich Download 
unter Punkt 3 finden. 
Download - Bundesfreiwilligendienst des Paritäti-
schen Wohlfahrtsverbands Niedersachsen e. V. (pa-
ritaetischer-freiwillige.de) 
 
 
 
 
 
Folgende Formulare sind neu: 
 
 M 03 Antrag auf einvernehmliche vorzeitige Auflösung der BFD-Vereinbarung 

https://www.paritaetischer-
freiwillige.de/fileadmin/user_upload/M03_Aufloesung_Vereinbarung_beschreibbar.pdf 

 
 M 06 Antrag auf Verlängerung des BFD 

https://www.paritaetischer-
freiwillige.de/fileadmin/user_upload/M06_Verlaengerung_Vereinbarung_beschreibbar.pdf 

 
 M 07 Antrag auf Änderung der Bezüge eines FW im BFD 

https://www.paritaetischer-
freiwillige.de/fileadmin/user_upload/M07_Aenderung_Vereinbarung_beschreibbar.pdf 

 
 
 

Sollten Sie Rückfragen haben, stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
      Ihr Team 

vom Bundesfreiwilligendienst 
 Paritätischer Wohlfahrtsverband Niedersachsen e. V. 
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